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Vermerk über Mandantengespräch 

 
1. Neues Mandat eintragen (Az. ÖR 36/22) und Akte anlegen: 

Frau Antonia Ruiz 
Kölner Straße 8 
70376 Stuttgart 

2. Die Mandantschaft berichtet bei der heutigen Besprechung: 
 
Sie sei 73 Jahre alt und lebe allein, seit ihr Ehemann vor 12 Jahren verstorben sei. Sie 
könne die Gleichgültigkeit der Menschen gegenüber der Schöpfung nicht mehr ertra-
gen. Sie habe sich deswegen schon lange den Tieren zugewandt. Im Tierschutz sehe sie 
die Aufgabe, die sie in dieser Welt noch erfüllen solle.  
Im kalten November des Vorjahres sei ihr „wie Schuppen von den Augen gefallen“, 
dass es den Stadttauben im reichen Stuttgart viel zu schlecht gehe. Schon der Hl. Fran-
ziskus habe den Vögeln gepredigt. Aber damit die Vögel auch heute noch zuhören 
könnten, müssten sie überhaupt am Leben bleiben. Im kalten November 2021 habe sie 
daher damit begonnen, die armen Tauben vor dem Hungertod zu retten. Im Spätherbst 
habe sie deswegen an verschiedenen Stellen in der „Betonwüste“ der Innenstadt Wei-
zenkörner ausgestreut. Sie habe sich ein elektrisch betriebenes Lastenfahrrad ange-
schafft, auf dem sie einen Sack mit Bio-Weizen, den sie von einer Bio-Mühle direkt 
beziehe, herumfahre. An den 10 Futterplätzen, die sie in bürgerschaftlichem Engage-
ment auf eigene Initiative eingerichtet habe, streue sie seitdem praktisch täglich etwa 
einen kleinen Sandkasteneimer voll Weizenkörner aus. Es handele sich um ca. 1 kg pro 
Futterstelle. 
Sofort sei der städtische Ordnungsdienst auf sie aufmerksam geworden. Ein „unifor-
mierter Schnauzbartträger“ habe ihr das Füttern am 5. November 2021 erstmals verbo-
ten, weil es gegen irgendeine Verordnung verstoße.  
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Sie habe sich davon natürlich nicht beeindrucken lassen, weil sie einen höheren Auftrag 
zu erfüllen habe. Sie habe nur zugesehen, ihren Weizen erst auszustreuen, wenn „die 
Luft rein“ war. Trotzdem hätten der „Schnauzbart“ und seine Kollegin sie am 15. und 
25. November 2021 erneut „ertappt“. Sie habe später zwei Bußgeldbescheide wegen 
unerlaubten Taubenfütterns bekommen. Der erste sei über 100,- €, der zweite über 
250,- € gegangen [vom Abdruck wurde abgesehen]. Sie habe die Bußgelder als „Prü-
fung ihres Willens“ hingenommen und ohne Protest gezahlt. 
Dann habe sich aber plötzlich das städtische Ordnungsamt eingeschaltet und es sei erst 
zu dem Verwaltungsverfahren und – nachdem ihr Widerspruch ohne Erfolg geblieben 
sei – zu dem Klageverfahren gekommen. Die Mdt.in ist von dem Gerichtsverfahren 
sehr mitgenommen und traut sich – anders als zu Beginn – nicht mehr zu, dieses alleine 
fortzuführen. 
Es soll schon am 12. Dezember 2022 mündlich verhandelt werden, und zwar nicht mehr 
vor dem „freundlichen Richter“, der „vorher dagewesen“ sei. Auf Nachfrage erklärt 
Frau Ruiz: Sie fürchte, dass der Richter, den sie nach Erhalt des Einzelrichterbeschlus-
ses angerufen hat und der ihr so freundlich den Weg zum Gericht erklärt hat, von den 
übrigen Richtern der Kammer „weggebissen“ worden ist, damit sie nicht gewinnen 
kann. 
3. Es ergeben sich u.a. folgende Fragen: Ist das Verbot der GVO bestimmt genug (acht-
los weggeworfene oder versehentlich verlorene Essensreste)? Gilt die GVO auf dem 
gesamten Stadtgebiet? Ist für das Fütterungsverbot kein Parlamentsgesetz nötig? 
4. Konvolut von Unterlagen (von der Mdt.in überreicht) z.d.A. 
5. WV sodann: Herrn Stationsreferendar Steinfeld m.d.B., Einsicht in die Aufstellungs-
vorgänge zur Grundverordnung zu nehmen und die Sache zu begutachten. Dabei soll 
darauf eingegangen werden, ob die erhobene Klage zulässig ist, ob die angekündigte 
Besetzung der Richterbank ordnungsgemäß ist, ob die Polizeiverfügung rechtmäßig ist 
und wie – auch unter Kostengesichtspunkten – prozessual sinnvoll weiter vorzugehen 
ist. Evtl. Schriftsätze an Behörden oder Gerichte sind ebenso zu entwerfen wie ein 
Mandantenanschreiben. 
 
 
Riffel 
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Auszug aus den Gemeinderatsunterlagen zur Grundverordnung 

 
DRUCKSACHE G-17/342 

B E S C H L U S S - V O R L A G E 
 
Dezernat/Amt:    Verantwortlich:   Tel. Nr.:    Datum: 
Amt für öffentliche Ordnung Herr Nerlinger   4800    30.10.2017 
 
 
 
Betreff: 
Schutz der öffentlichen Ordnung 
 
h i e r : 
Erlass einer Polizeiverordnung zum Schutz des öffentlichen Raumes der Stadt (Grundverord-
nung) 
 
 
Beratungsfolge  Sitzungstermin  Öffntl.  Nicht  Öffntl.  Empfehlung  Beschluss 
 
1. Ordnungs-  und 06.11.2017 X         X 

Verkehrsausschuss 
2. Hauptausschuss 13.11.2017         X            X 
3. Gemeinderat  24.11.2017  X             X 
 
Abstimmung mit städtischen Gesellschaften: nein 
Finanzielle Auswirkungen: ja - siehe Anlage 1  
 
 
 
Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat der Stadt nimmt die in der Drucksache G-17/342 dargestellten Ziele und 
Maßnahmen zur Kenntnis und stimmt der als Anlage beigefügten Polizeiverordnung zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Grundverordnung) zu. 
 
… 
Dr. med. vet. Werkmann (Amtsveterinär aus dem Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt) 
stellt die gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verwilderten Stadttauben vor. Danach führt 
eine Zufütterung durch den Menschen zu einem Ansteigen, zumindest Erhalt der jetzigen Population 
der Tauben. Wird nicht zugefüttert, sterben die schwächeren Tiere bei Nahrungsknappheit. Das lokale 
Futterangebot reguliert zudem die Zahl des Taubennachwuchses. Taubenhäuser, die Futter anbieten 
und bei denen die Gelege ausgetauscht werden, haben bei weitem nicht denselben Einfluss auf die 
Population. 
Ob Tauben Krankheiten auf den Menschen übertragen können, ist weiterhin wissenschaftlich umstrit-
ten. Jedenfalls sind Stadttauben Träger von 60 verschiedenen Krankheitserregern. Futterstellen lo-
cken überdies Ratten an, die ihrerseits zweifelsfrei Krankheiten auf den Menschen übertragen können.  
… 
 
Anlagen: 
1. – 4. [vom Abdruck wurde abgesehen] 
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Unterlagenkonvolut der Mandantin 
 

   Landeshauptstadt 
Stuttgart 
Der Oberbürgermeister 
Ordnungsamt 
Eberhardstraße 39 
70173 Stuttgart 

 Kontakt 
Frau Bernum 
Zimmer 
207 
Telefon 
0711/89-91207 
Telefax 
0711/89- 29106 
E-Mail 
ordnungsamt@ 
stuttgart.de 
Datum 
27.12.2021 
AZ 
32/17-241194 

 
 
 
Briefpost: Stadtverwaltung, Amt 32, 70200 Stuttgart

Per Zustellungsurkunde 
Frau 
Antonia Ruiz 
Kölner Straße 8
70376 Stuttgart   

 
 
Verbot der Taubenfütterung 
Anhörungsschreiben vom 13.12.2021 
 

 
– Ordnungsverfügung – 

 
Sehr geehrte Frau Ruiz! 
 

1. Hiermit untersage ich Ihnen, auf dem gesamten Stadtgebiet von Stuttgart 
verwilderte Tauben zu füttern. 

2. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 dieser Verfügung wird angeordnet. 
3. Für den Fall der Zuwiderhandlung drohe ich Ihnen ein Zwangsgeld von 

500,- Euro an. 
 

Gründe 
1. Mein Ordnungs- und Sicherheitsdienst (OSD) hat Sie mehrfach dabei beob-
achtet, wie Sie an zentralen Stellen der Stadt Futter für verwilderte Tauben 
ausgestreut haben. Aus einem Sack, den Sie auf einem Fahrrad mitführten, 
haben Sie mit einem roten Eimer Weizenkörner ausgeschüttet, auf die sich so-
gleich Schwärme von Tauben gestürzt haben. Schätzungsweise hat es sich 
jeweils um ein Kilogramm Weizenkörner gehandelt. 
Die illegale Fütterung haben meine OSD-Mitarbeiter seit etwa November 2021 
beobachtet. Vielfach wurden Sie nicht auf frischer Tat ertappt. Aber es konnte 
festgestellt werden, dass Weizenfutter in beträchtlicher Menge ausgestreut 
worden war, das nach aller Wahrscheinlichkeit von Ihnen stammt. 
Zu drei Gelegenheiten wurden Sie beim Ausstreuen des Futters angetroffen: 
am 05.11.2021 auf der Königsstraße, am 15.11.2021 auf dem Rotebühlplatz 
und am 25.11.2021 auf dem Bahnhofsvorplatz. Für die zuletzt genannten bei-
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den Taten habe ich jeweils ein Bußgeld gegen Sie verhängt, gegen das Sie 
keinen Einspruch eingelegt haben. Die Bußgelder sind von Ihnen beglichen 
worden. 
Auf mein Anhörungsschreiben vom 13.12.2021 haben Sie unter dem 
14.12.2021 schriftlich mitgeteilt, dass Ihr Gewissen und Ihr Glauben es Ihnen 
verböten, die Rettung der hungernden Tiere einzustellen. Wenn Sie finanziell 
dafür leiden müssten, dann nähmen Sie das in Kauf. Erst wenn die Stadt Tau-
benhäuser mit Futterstellen im Stadtgebiet aufstelle, würden Sie „Ihre Mission“ 
für erfüllt halten und das Füttern einstellen. 
2. Das in Nr. 1 der Verfügung angeordnete Fütterungsverbot beruht auf der Po-
lizeilichen Grundverordnung der Stadt Stuttgart. Diese verbietet u.a. das Tau-
benfüttern. Hintergrund ist, dass Taubenkot gesundheitsschädlich ist, zusätzli-
ches Futter die Taubenpopulation über das natürliche Maß hinaus steigert und 
es außerdem Ratten, Mäuse und andere Schadnager usw. anlockt. Gegen das 
Verbot haben Sie in der Vergangenheit mehrfach verstoßen. Sie sind außer-
dem nicht bereit, künftig von ihrem Tun abzulassen. Das schließe ich aus Ihrer 
Stellungnahme zur Anhörung und dem Umstand, dass der Gemeinderat der 
Stadt – wie Ihnen das Büro des Oberbürgermeisters zweifach mitgeteilt hat – 
Taubenhäuser in Stuttgart endgültig abgelehnt hat. 
Ich sehe wegen Ihrer verstockten Haltung, die u.a. darin zum Ausdruck kommt, 
dass Sie die verhängten Bußgelder zahlen, aber Ihr Tun nicht einstellen, keine 
andere wirksame Möglichkeit, Sie von weiteren Verstößen gegen das Fütte-
rungsverbot abzuhalten, als es Ihnen förmlich und mit Zwangsmitteln versehen 
zu untersagen. Ich sehe Ihre Position und respektiere durchaus, dass Sie das 
Füttern als Glaubens- und Gewissensverpflichtung ansehen. Dennoch wiegen 
die Volksgesundheit, die Reinlichkeit der Stadt (Gebäude, Autos, Straßen, öf-
fentliche Straßenmöblierung usw.) und der Schutz der ansonsten verschmutz-
ten Sachen deutlich schwerer als Ihr Anliegen, die verwilderten Tauben weiter 
zu füttern.  
3. Die in Nr. 2 der Verfügung angeordnete sofortige Vollziehung beruht auf … 
[vom Abdruck wurde abgesehen]. 
4. Die Zwangsgeldandrohung in Nr. 3 der Verfügung beruht auf … [vom Ab-
druck wurde abgesehen]. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

[ordnungsgemäß, vom Abdruck wurde abgesehen] 

 
Hochachtungsvoll 
im Auftrag 

 
Stadtoberinspektorin 
 
 
Anlage: Grundverordnung 
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AMTSBLATT 
für die Stadt Stuttgart 

 
197. Jahrgang Ausgegeben in Stuttgart, am 27. Dezember 2017 Nummer 26

 
S. 764 

 

Polizeiverordnung 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Grundverordnung) 
 
Aufgrund des § 10 Abs. 1 des Polizeigesetzes für Baden-Württemberg erlässt die Landeshauptstadt 
Stuttgart als Ortspolizeibehörde, nachdem der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart durch 
Beschluss vom 24.11.2017 zugestimmt hat, für das Stadtgebiet Stuttgart folgende Polizeiverordnung : 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Verordnung gilt für das Gebiet der Stadt Stuttgart. 
 
§ 6 Tiere 
(1) …  
(2) Wildlebende Tauben dürfen nicht gefüttert werden. 
 
§ 14 Ausnahmen 
Der Oberbürgermeister kann auf Antrag Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung 
zulassen, wenn die Interessen des Antragstellers die durch die Verordnung geschützten öffentlichen 
und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur geringfügig überwiegen. 
 
§ 15 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. … 
2. gegen § 6 Abs. 2 der Verordnung, 
3. … 
verstößt. 

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit eine Ausnahme nach § 14 zugelassen worden ist. 
(3) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) geahndet werden. 
 
§ 16 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft und nach Ablauf von 10 Jahren außer 
Kraft. 
 
Stuttgart, den 27.12.2017 
 

 
 
Schwartz 
Oberbürgermeister 
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Antonia Ruiz 
Kölner Straße 8 
70376 Stuttgart  
 
 
 
Per Einschreiben 
An das 
Verwaltungsgericht Stuttgart 
Augustenstraße 5 
70178 Stuttgart 
 
 
 

Stuttgart, den 9. Mai 2022 
 
 
Taubenrettung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Richter, 

das Ordnungsamt hat mir in ungeheuerlicher Weise verboten, mich 
im Tierschutz zu engagieren. Die Stadt verstößt damit gegen das 
Grundgesetz, das als höchstes Gesetz vorschreibt, Tiere zu 
schützen. Obwohl die Stadt sich weigert, die unbedingt nötigen 
Taubenhäuser aufzustellen, hindert sie mich gleichzeitig an mei-
nem Noteinsatz. Nachdem auch das Regierungspräsidium Stuttgart 
keinerlei Einsicht gezeigt und meinen am 3. Januar 2022 formge-
recht eingereichten Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 25. 
April 2022 abgeschmettert hat, bleibt mir keine andere Möglich-
keit, als Sie um Hilfe anzugehen, indem ich gegen die sogenannte 
„Polizeiverfügung“ Klage erhebe. Ich komme nur meiner Christen-
pflicht nach, den Mitgeschöpfen zu helfen. Die verwilderten Tau-
ben verhungern ohne mich und müssen qualvoll verenden. Dass Tie-
re auch Dreck hinterlassen, ist normal. Bei Menschen ist es 
schließlich nicht anders. Ein paar Eimer Wasser und das Problem 
ist gelöst – bei beiden. 

Meine Lieblingstiere, die Tauben, werden diskriminiert. Ich sehe 
keinen Grund, warum ich z.B. Spatzen durch den Winter bringen 
darf, Tauben aber nicht. 

Bitte fallen Sie der herzlosen Stadt in den Arm und erlauben 
mir, den wehrlosen Tieren beizustehen. 

Es verbleibt mit vorzüglicher Hochachtung 
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   Landeshauptstadt 
Stuttgart 
Der Oberbürgermeister 
Rechtsamt 
Marktplatz (M) 1 
70173 Stuttgart 

 Kontakt 
Herr Bauhöfer 
Zimmer 
311 
Telefon 
0711/89-96124 
Telefax 
0711/89-29034 
E-Mail 
rechtsamt@ 
stuttgart.de 
Datum 
20.07.2022 
AZ 
30/34-7821 

 
 
 
Briefpost: Stadtverwaltung, Amt 30, 70200 Stuttgart

 
per bBePo 
Verwaltungsgericht 
5. Kammer 
Augustenstraße 5 
70178 Stuttgart 

  

 

 
 
 

In Sachen 
Antonia Ruiz 

gegen 
Landeshauptstadt Stuttgart 

– 5 K 6382/22 – 
 
 
beantrage ich – für die Fristverlängerung dankend –, 

die Klage kostenpflichtig abzuweisen. 
 

Begründung 
 

Die Klägerin gehört zu der überschaubaren Gruppe von unverbesserlichen 
„Taubenfütterern“, die in jeder Großstadt zu finden ist. Dass sie füttert und auch 
künftig füttern will, ist unstreitig und bedarf keiner weiteren Nachweise. Damit 
steht auch der Verstoß gegen § 6 Abs. 2 der Grundverordnung fest. Meine Po-
lizeiverfügung dient lediglich dazu, der Grundverordnung Geltung zu verschaf-
fen. Die konfligierenden Interessen zwischen den ganz wenigen Taubenfütte-
rern und den Belangen bzw. Interessen der übergroßen Mehrheit hat die Stadt-
gesellschaft, vertreten durch den Gemeinderat der Stadt, zugunsten eines Füt-
terungsverbots abgewogen.  
Einen Verstoß gegen den Tierschutz kann ich darin nicht erblicken. Vielmehr 
hilft das Verbot, eine unkontrollierte und übermäßige Vermehrung der Tauben 
zu kontrollieren. Durch das massive menschliche Zufüttern fällt das Futteran-
gebot als natürlicher Regulator der Taubenpopulation aus. Hierdurch kommt es 
dazu, dass es zu viele Tauben für zu wenig Nahrung gibt. 
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Soweit die Klägerin religiöse Gründe anführt, halte ich diese für vorgeschoben. 
Unabhängig davon muss sich auch die Religion an einen gewissen äußeren 
Rahmen halten, zu dem auch die Vorschriften der städtischen Grundverord-
nung zählen. 
Daher ist die laut gerichtlicher Eingangsmitteilung am 10. Mai 2022 erhobene 
Klage, wie eingangs beantragt, kostenpflichtig abzuweisen. 
Im Auftrag 
 
Städt. Oberrechtsrat 
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5 K 6382/22 

B E S C H L U S S  
In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

der Frau Antonia Ruiz, Kölner Straße 8, 70376 Stuttgart , 
 Klägerin, 

g e g e n  

die Landeshauptstadt Stuttgart, vertreten durch den Oberbürgermeister, 
70173 Stuttgart, Gz.: 30/34-7821, 

Beklagte, 

wird der Rechtsstreit nach Anhörung der Beteiligten dem Berichterstatter als 
Einzelrichter zur Entscheidung übertragen, weil die Sache keine besonderen 
Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und keine grundsätz-
liche Bedeutung hat. 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

Stuttgart, den 25. August 2022 

Verwaltungsgericht Stuttgart – 5. Kammer 

Dr. Uttmas Endert Ovalo
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 Verwaltungsgericht Stuttgart 

Der Vorsitzende der 5. Kammer 

 
 
 
Verwaltungsgericht • Postfach 20 08 60 • 70105 Stuttgart  19.10.2022 

Seite 1 von 1 
Frau 
Antonia Ruiz 
Kölner Straße 8 
70376 Stuttgart 

  
 
Aktenzeichen 
5 K 6382/22 
bei Antwort bitte angeben 
 
Bearbeiterin 
Frau van den Berg 
Durchwahl 
0711 8891-3050 

 
Verwaltungsgerichtliches Verfahren 
Antonia Ruiz . /. Landeshauptstadt Stuttgart 
 

L a d u n g  
 
Sehr geehrte Frau Ruiz, 
in dem oben genannten Verfahren hat das Gericht den Termin zur 
mündlichen Verhandlung auf 
 
Montag, den 12. Dezember 2022, um 9.00 Uhr im Verwal-
tungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 70178 Stuttgart, 
Sitzungssaal II, Raum 243 
 
angesetzt. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten kann auch ohne ihn verhandelt 
und entschieden werden, vgl. § 102 Abs. 2 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO). 
 
Beim Betreten des Gerichtsgebäudes findet eine Ausweis-, Per-
sonen- und Gepäckkontrolle statt. Bitte richten Sie Ihre Ankunft so 
ein, dass Sie trotz eventueller Verzögerungen pünktlich zum Ge-
richtstermin erscheinen können. 
 
Hinweis: Der bisherige Berichterstatter, Richter am Verwal-
tungsgericht Endert, hat am 30. September 2022 die Kammer 
verlassen. An seine Stelle ist Richterin Held eingetreten, die 
am 1. Oktober 2022 zur Richterin ernannt worden ist. Deswe-
gen verhandelt die Kammer in voller gesetzlicher Besetzung 
und nicht durch den Einzelrichter.  
 
Dr. Uttmas 
Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dienstgebäude und 
Lieferanschrift: 
Augustenstraße 5 
70178 Stuttgart 

Sprechzeiten: 

Mo – Fr 08:30 - 12:30 Uhr 
Do 13:30 - 14:30 Uhr 

Telefon 0711 8891-0 
Telefax 0711 8891-4000 
vg-stuttgart.bwl.de 
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Vermerk für die Bearbeitung: 

1. Die an Stationsreferendar Steinfeld gerichteten Arbeitsanweisungen sind zu erledigen. Begutach-
tungsdatum ist der 28.11.2022. Bei evtl. Schriftsatzentwürfen und beim Mandantenanschreiben kann 
auf das Gutachten Bezug genommen werden. 

2. Bei der Akteneinsicht in der Stadtverwaltung hat der Stationsreferendar das Protokoll der Gemein-
deratssitzung vom 24.11.2017 eingesehen und festgestellt, dass der Gemeinderat der Vorlage G 
17/342 mit überwältigender Mehrheit vom Rat zugestimmt hat. Die Verordnung leidet nicht an for-
malen Mängeln und ist im Einklang mit allen Verfahrensvorschriften erlassen worden. Die Bußgeldak-
ten sind inzwischen entsprechend den Datenschutzvorschriften vernichtet. 

3. Wird eine weitere Aufklärung des Sachverhalts für erforderlich gehalten, so ist zu unterstellen, dass 
diese ordnungsgemäß erfolgt und ohne Ergebnis geblieben ist. Eine solche Vorgehensweise ist in 
einer Fußnote kenntlich zu machen. 

4. Die Formalien (Ladungen, Zustellungen, Unterschriften, Vollmachten, evtl. nötige Rechtsbehelfsbe-
lehrungen, Erfordernisse des elektronischen Rechtsverkehrs) sind in Ordnung, soweit sich aus dem 
Sachverhalt nicht etwas anderes ergibt. Die Angaben der Klägerin zum Widerspruchsverfahren sind 
zutreffend; in dem Widerspruchsbescheid sind keine vom Ausgangsbescheid abweichenden Erwä-
gungen enthalten. 

5. Nicht abgedruckte Schriftstücke haben den wiedergegebenen Inhalt.  

6. Es ist davon auszugehen, dass bis zum 30.09.2022 Richter am Verwaltungsgericht Endert durch 
ordnungsgemäße Geschäftsverteilungsbeschlüsse des Gerichtspräsidiums und der 5. Kammer für das 
Klageverfahren als Berichterstatter zuständig war. Der 5. Kammer gehören vier Berufsrichter an. Eben-
so ordnungsgemäß ist durch den Kammergeschäftsverteilungsplan die Zuständigkeit zum 01.10.2022 
auf Richterin Held als Berichterstatterin übergegangen, nachdem RVG Endert die Kammer verlassen 
hat. Richterin Held ist Richterin auf Probe (§ 12 DRiG). Für den Verhinderungsfall sieht der Geschäfts-
verteilungsplan der Kammer vor, dass Richterin Held durch Richterin am Verwaltungsgericht Ovalo 
vertreten wird. 

7. Vorschriften des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) und des Tierschutzgesetzes (TierSchG) bleiben außer Betracht. 

8. In Baden-Württemberg ist von den Ermächtigungen in § 47 Abs. 1 Nr. 2, § 61 Nr. 3, § 78 Abs. 1 Nr. 2 
VwGO kein Gebrauch gemacht worden. Klageverfahren erhalten im Az. den Kennbuchstaben „K“. 

9. Der Oberbürgermeister ist für den Erlass der Polizeiverfügung und der Grundverordnung zustän-
dig. 

– – – – – 

 


